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Sehr geehrte Damen und Herren,

im Rahmen des Wachstumschancengesetztes wurde die Möglichkeit zur Sonderabschrei-
bung nach 7b EStG für den Mietwohnungsneubau (zumindest befristet) wiederbelebt. Die 
steuerliche Förderung des Mietwohnungsneubaus zielt darauf ab, bezahlbaren Wohn-
raum für Menschen mit geringem oder mittlerem Einkommen zu schaffen und steigende 
Mieten zu bekämpfen. Sie richtet sich hauptsächlich an private Investoren. 

Die Sonderabschreibung für den Mietwohnungsneubau kann jede einkommens- oder kör-
perschaftsteuerpflichtige Person in Anspruch nehmen, die eine Wohnung entgeltlich zu 
Wohnzwecken vermietet. Begünstigt sind „neue“ Wohnungen, die durch Baumaßnahmen 
entstehen und bestimmte Anforderungen erfüllen. Diese lauten:

• Bauantrag nach dem 31.08.2018 und vor dem 01.01.2022 oder nach dem 31.12.2022
und vor dem 01.10.2029 gestellt

• Die Anschaffungs- oder Herstellungskosten dürfen 5.200 EUR (Altfälle vor 2022 3.000
EUR) je Quadratmeter Wohnfläche nicht übersteigen

• Kriterien eines „Effizienzhaus 40“ mit Nachhaltigkeits-Klasse werden erfüllt und dies
durch das Qualitätssiegel „Nachhaltiges Gebäude“ (QNG) nachgewiesen

• Wohnung dient im Jahr der Anschaffung oder Herstellung und in den folgenden neun
Jahren der entgeltlichen Überlassung zu Wohnzwecken

Die Bemessungsgrundlage für die Sonderabschreibungen wird zudem auf 4.000 
EUR pro m² (2.000 EUR pro m² für Altfälle vor 2022) begrenzt, um die Kosten für den 
Haushalt in Grenzen zu halten und den Zweck der Förderung zu erreichen. 

Die Sonderabschreibungen betragen im Jahr der Anschaffung oder Herstellung und in den 
folgenden drei Jahren bis zu 5 Prozent jährlich. Die Regelungen zum Mietwohnungsneu-
bau sollen nicht zur gezielten Steuergestaltung missbraucht werden. Daher führt u. a. die 
Veräußerung des begünstigten Objekts innerhalb der zehnjährigen Nutzungsfrist zu einer 
Rückgängigmachung der in Anspruch genommenen Sonderabschreibungen. Da es sich 
um eine Beihilfe handelt, ist außerdem zu beachten, dass die entsprechenden Voraus-
setzungen nach der sog. De-minimis-Verordnung, soweit mit der Vermietung Gewinnein-
künfte (z. B. solche aus Gewerbebetrieb) erzielt werden, eingehalten werden.

Sollten Sie Rückfragen zu der steuerlich attraktiven aber nicht minder komplexen Vor-
schrift haben oder Handlungsbedarf erkennen, sprechen Sie uns gern an.

Mit freundlichen Grüßen 

René Teresiak
Steuerberater
Fachberater für Internationales Steuerrecht
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  Termine August 2024 

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialabgaben fällig werden:

2Für den abgelaufenen Monat.

4Für den abgelaufenen Monat, bei Dauer- 
fristverlängerung für den vorletzten Monat, 
bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristver-
längerung für das abgelaufene Kalender-
vierteljahr.

5Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohn- 
steueranmeldungen müssen grundsätzlich 
bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum 
folgenden Monats (auf elektronischem 
Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf 
einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist 
der nächste Werktag der Stichtag. Bei 
einer Säumnis der Zahlung bis zu drei 

Tagen werden keine Säumniszuschläge 
erhoben. Eine Überweisung muss so früh- 
zeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf 
dem Konto des Finanzamts am Tag der 
Fälligkeit erfolgt.

6Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, 
dass die Zahlung erst drei Tage nach Ein- 
gang des Schecks beim Finanzamt als er- 
folgt gilt. Es sollte stattdessen eine Ein- 
zugsermächtigung erteilt werden.

7Die Sozialversicherungsbeiträge sind ein- 
heitlich am drittletzten Bankarbeitstag des 
laufenden Monats fällig. Um Säumniszu-
schläge zu vermeiden, empfiehlt sich das 

Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkas-
sen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für 
die Beitragsnachweise. Diese müssen der 
jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens 
zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 
26.08.2024, 0 Uhr) vorliegen. Regionale 
Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind 
ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchfüh-
rung durch extern Beauftragte erledigt, 
sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 
zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an 
den Beauftragten übermittelt werden. Dies 
gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf 
einen Montag oder auf einen Tag nach 
Feiertagen fällt.

Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch
  
  Überweisung 5 Scheck 6

 12.08.20242 15.08.2024 12.08.2024

 10.09.2024 13.09.2024 10.09.2024

 10.09.2024 13.09.2024 10.09.2024

 12.08.20244 15.08.2024 12.08.2024

 15.08.20244 19.08.2024 15.08.2024

 Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeitgleich mit einer 
 erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt abzuführen.

 28.08.2024 entfällt entfällt

Lohnsteuer, Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag

Einkommensteuer,
Kirchensteuer,
Solidaritätszuschlag

Körperschaftsteuer,
Solidaritätszuschlag

Umsatzsteuer

Gewerbesteuer

Kapitalertragssteuer,
Solidaritätszuschlag

Sozialversicherung 7
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  Neue Grundsteuer: Aussetzung   
  der Vollziehung einer Grund-   
  steuerwertfeststellung im   
  sogenannten Bundesmodell  

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat mit Be- 
schlüssen vom 27.05.2024 in zwei Ver- 
fahren des vorläufigen Rechtsschutzes zu 
den Bewertungsregelungen des neuen 
Grundsteuer- und Bewertungsrechts ent- 
schieden, dass Steuerpflichtige im Einzel. 
fall unter bestimmten Bedingungen die 
Möglichkeit haben müssen, einen unter 
dem festgestellten Grundsteuerwert lie- 
genden Wert ihres Grundstücks nachzu-
weisen. 

Da deswegen bereits Zweifel an der Höhe 
der festgestellten Grundsteuerwerte bestan-
den, war vom BFH nicht mehr zu prüfen, ob 
die neue Grundsteuer grundsätzlichen 
verfassungsrechtlichen Zweifeln bezüglich 
der zugrundeliegenden Bewertungsregeln 
unterliegt.

In beiden Streitfällen hatten die Antrag-
steller beim Finanzgericht (FG) erfolgreich 
beantragt, die Grundsteuerwertfeststellun-
gen für ihre Wohnimmobilien von der Voll- 
ziehung auszusetzen. Die angefochtenen 
Bescheide waren auf der Grundlage der 
Neuregelung des Grundsteuer- und Bewer- 
tungsrechts durch das Grundsteuer-Re-
formgesetz vom 26.11.2019 ergangen (sog. 
Bundesmodell), das in mehreren Bundes-
ländern Anwendung findet. Danach wird 
die Bemessungsgrundlage für die Grund- 
steuer, die ab dem 1. Januar 2025 von den 
Gemeinden erhoben wird, durch Feststel-
lung des Grundsteuerwerts auf den 1. Januar 
2022 als einheitlichen Hauptfeststellungs-
stichtag ermittelt. Die für die Feststellung 
des Grundsteuerwerts maßgeblichen gesetz-
lichen Vorschriften enthalten nach der 
gesetzgeberischen Konzeption aus Gründen 
der Automatisierung und Bewältigung der 
Neubewertung von über 36 Millionen wirt- 
schaftlichen Einheiten eine Vielzahl von 
Typisierungen und Pauschalierungen.

Das FG hatte ernstliche Zweifel sowohl an 
der einfachrechtlichen Rechtmäßigkeit der 

  Doppelbelastung mit Umsatz-   
  und Grunderwerbsteuer bei   
  Grundstücksgeschäften  

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat mit seinem 
Beschluss vom 03.05.2024 (XI B 73/23) die 
Grundsätze bestätigt, wann eine Doppel-
belastung mit Umsatz- und Grunderwerb-
steuer bei Grundstücksgeschäften ausge- 
schlossen ist.

Sachverhalt im Besprechungsfall
Der Unternehmer U wollte anhand einer 
Nichtzulassungsbeschwerde die Rechtsfra-
ge durch den BFH klären lassen, ob die 
personelle Verflechtung zwischen der 
(natürlichen) Person, die das Grundstück 
bzw. das Erbbaurecht überträgt, und der 
Person (hier einer GbR), die das Bauwerk 
errichtet, dazu führt, dass eine einheitli-
che Leistung und damit Umsatzsteuerfrei-
heit gem. § 4 Nr. 9 Buchst. a UStG auch für 
die Bauleistung anzunehmen ist.

Dieser Rechtsfrage kommt nach Ansicht 
des BFH jedoch keine grundsätzliche 
Bedeutung zu, und sie ist somit auch nicht 
klärungsbedürftig, da sie nach ständiger 
Rechtsprechung zu verneinen ist.

Grundsätze und Entscheidung im  
Besprechungsfall
Der BFH führt hierzu aus, dass Leistungen 
Dritter, die umsatzsteuerrechtlich und 
zivilrechtlich als eigenständige Werkliefe-
rungen, Werkleistungen oder andere 
Dienstleistungen im Zusammenhang mit 
der Errichtung eines Gebäudes zu betrach- 
ten sind, nicht unter das Grunderwerbsteu-
ergesetz i.S.d. § 4 Nr. 9 Buchst. a UStG 
fallen. Das gilt auch dann, wenn sie grund- 
erwerbsteuerrechtlich in die Bemessungs-
grundlage der Grundstückslieferung einbe- 
zogen werden. Dies steht nach Ansicht des 
BFH mit höherrangigem Recht der EU und 
des Grundgesetzes im Einklang.

Grundsätzlich werden im Fall der Organ-
schaft die Leistung der Organgesellschaft 
sowie die Leistung des Organträgers zu 
einer einheitlichen Leistung zusammenge-
fasst, weshalb diese umsatzsteuerfrei ist. 

angefochtenen Grundsteuerwertbescheide 
als auch an der Verfassungsmäßigkeit der 
zugrundeliegenden Bewertungsvorschrif-
ten und gewährte deshalb die beantragte 
Aussetzung der Vollziehung. Die gegen die 
Entscheidungen des FG erhobenen 
Beschwerden des FA hat der BFH in seinen 
Beschlüssen als unbegründet zurückge-
wiesen.

Nach Auffassung des BFH bestehen bereits 
einfachrechtliche Zweifel an der Rechtmä-
ßigkeit der streitigen Grundsteuerwertfest-
stellungen in Bezug auf die Höhe der fest- 
gestellten Grundsteuerwerte. Diese Zweifel 
ergäben sich daraus, dass den Steuer-
pflichtigen bei verfassungskonformer 
Auslegung der Bewertungsvorschriften die 
Möglichkeit eingeräumt werden müsse, bei 
einer Verletzung des Übermaßverbots 
einen niedrigeren gemeinen Wert nachzu-
weisen, auch wenn der Gesetzgeber einen 
solchen Nachweis nicht ausdrücklich 
geregelt habe. Der Gesetzgeber verfüge 
gerade in Massenverfahren der vorliegen-
den Art über einen großen Typisierungs- 
und Pauschalierungsspielraum. Das 
Übermaßverbot könne jedoch verletzt sein, 
wenn sich der festgestellte Grundsteuer-
wert als erheblich über das normale Maß 
hinausgehend erweise. Dies setze nach 
der bisherigen Rechtsprechung zu anderen 
typisierenden Bewertungsvorschriften 
voraus, dass der festgestellte Wert den 
nachgewiesenen niedrigeren gemeinen 
Wert um 40 % oder mehr übersteige.

In beiden Streitfällen kam der BFH zu dem 
Ergebnis, es sei bei summarischer Prüfung 
nicht auszuschließen, dass die Antragstel-
ler jeweils aufgrund einzelfallbezogener 
Besonderheiten den erfolgreichen Nach- 
weis eines niedrigeren gemeinen Werts 
ihrer Grundstücke mit der erforderlichen 
Abweichung zu den festgestellten Grund- 
steuerwerten führen könnten. Eine abschlie-
ßende Entscheidung über die Verfassungs-
mäßigkeit des neuen Bewertungsrechts ist 
damit nicht verbunden.
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Dies hat zur Folge, dass umsatzsteuer-
rechtlich nur der Organträger Leistender 
ist, obwohl zivilrechtlich mehrere Leisten-
de vorliegen. Außerhalb des Bestehens 
einer umsatzsteuerrechtlichen Organ-
schaft gilt hingegen der Grundsatz, dass 
es Nebenleistungen Dritter - die wie die 
vermeintliche Hauptleistung umsatzsteu-
errechtlich zu behandeln sind - nicht gibt.

Dies gilt auch für den Fall der personellen 
Verflechtung zwischen der Person, die das 
Grundstücks- oder Erbbaurecht überträgt, 
und der Person, die das Bauwerk errichtet. 
Folglich sind die Grundstücksübertragung 
und die Errichtung des Bauwerks, sofern 
diese von unterschiedlichen Unterneh-
mern erbracht werden, umsatzsteuerrecht-
lich getrennt zu beurteilen, solange keine 
Organschaft vorliegt.

Praxishinweis
Der BFH hat seine Grundsätze zur 
Steuerbefreiung nach § 4 Nr. 9 Buchst.  
a UStG in der Hinsicht bestätigt, dass 
Leistungen Dritter, die umsatzsteuer-
rechtlich als eigenständige Leistungen 
neben dem steuerfreien Umsatz zu 
betrachten sind, nicht nach dieser 
Vorschrift steuerfrei sind. Dies gilt auch 
für den Fall, dass die Person, die das 
Grundstück oder Erbbaurecht überträgt, 
und die Person, die das Bauwerk 
errichtet, personell verflochten sind.

  Steuerliche Auswirkung von Ver-   
  einbarungen über Gewährung   
  von Pensionszusagen an Gesell-   
  schafter-Geschäftsführer einer   
  GmbH  

Der Bundesfinanzhof hatte sich mit der 
steuerlichen Auswirkung von abgeschlos-
senen Vereinbarungen über die Gewäh-
rung von Pensionszusagen an Gesellschaf-
ter-Geschäftsführer einer GmbH zu befas- 
sen (Az. I R 29/21). Mit dieser Entscheidung 
wurden zwei wesentliche Bereiche auf 
diesem Rechtsgebiet dem Grunde nach 
geklärt. Zunächst stellte der Bundesfinanz-
hof fest, dass mit dem Begriff „Pensions-

zusage“ bzw. „Pensionsverpflichtung“ 
gem. § 6a Abs. 1 EStG mehrere unter-
schiedliche Leistungen eines Unterneh-
mens an den/die Pensionsberechtigten 
verbunden sind. Die Rechtsfolge der 
Versagung einer Rückstellungsbildung tritt 
deshalb auch nicht nach dem Grundsatz 
„ganz oder gar nicht“ ein, wie es der 
Ausdruck „wenn“ im Gesetz impliziert, 
sondern es gibt auch Teil-Anerkennungen 
der zugesagten Leistungen, wie es aus 
dem Ausdruck „soweit“ im Gesetzestext 
abgeleitet werden kann. Unter die Teil- 
leistungen fallen: der laufende Rentenbe-
zug in der zugesagten Höhe, eine mögliche 
Invaliditätsrente und auch die Witwenren-
te/Witwerrente nach Maßgabe der gesetz- 
lich in § 6a Abs. 1 und Abs. 2 EStG vorge- 
sehenen Voraussetzungen.

Die jeweiligen Einzelleistungen seien daher 
zunächst auf die eingehaltenen Vorausset-
zungen zu prüfen und ggf. sind Rückstel-
lungen für einzelne Versorgungsleistungen 
zu versagen, jedoch für andere Teilleistun-
gen zulässig. Ergebe sich für eine Invali-
ditätsrente z. B. keine eindeutige Regelung 
über die Erwerbsminderung, könne hierfür 
keine Rückstellung gebildet werden, die 
Verpflichtung aus der Altersrente bleibe 
aber bestehen. Aber auch wenn einzelne 
Elemente „einer in Aussicht gestellten 
Leistung“ nicht klar und eindeutig 
bestimmbar sind, kann die verbleibende 
Leistung weiterhin rückstellungsfähig sein. 
So sah der Bundesfinanzhof im Urteilsfall 
die Regelung über einen vorzeitigen 
Beginn der Altersrente vor dem grundsätz-
lich vereinbarten Rentenbeginn mit dem 
65. Lebensjahr als nicht eindeutig geregelt 
an. Daher konnte die Rückstellungsberech-
nung nur auf die Vollendung dieses Lebens-
alters erfolgen und auch eine Rentenzah-
lung für davorliegende Zeiträume war 
keine Betriebsausgabe, sondern eine 
verdeckte Gewinnausschüttung. Folgerich-
tig musste eine Neuberechnung für die 
Rückstellungen in den davorliegenden 
Jahren vorgenommen werden und es 
erfolgte die Zurückverweisung des Falles 
an das Finanzgericht. 

  Verdeckte Gewinnausschüttung   
  im Zusammenhang mit der Ein-   
  räumung eines Vorkaufsrechts   
  an einem Grundstück  

Der Kläger war Alleingesellschafter der  
J. GmbH, die ihrerseits Alleingesellschafte-
rin der Q. GmbH war. Außerdem war der 
Kläger Eigentümer eines Grundstücks in 
Spanien. Im Jahr 2013 räumte er der Q. 
GmbH ein Vorkaufsrecht an dem Grund-
stück in Spanien ein, die sich im Gegenzug 
verpflichtete, Verbindlichkeiten des 
Klägers zu übernehmen. Später übte die  
Q. GmbH das Vorkaufsrecht aus und ver- 
mietete das Grundstück an den Kläger.  
Das Finanzamt sah darin eine verbilligte 
Nutzungsüberlassung, die es als verdeckte 
Gewinnausschüttung qualifizierte.

Werden im Gegenzug für die Einräumung 
eines Vorkaufsrechts an einem im 
Eigentum des mittelbaren Alleingesell-
schafters einer GmbH stehenden Grund-
stücks private Grundschulden des 
Gesellschafters übernommen, ist dem 
Gesellschafter nach dem Urteil des 
Finanzgerichts Düsseldorf eine verdeckte 
Gewinnausschüttung (i. S. v. § 8 Abs. 3 
Satz 2 KStG) in Höhe der übernommenen 
Verbindlichkeiten hinzuzurechnen, wenn 
seitens der GmbH kein betriebliches 
Interesse an der Nutzung für dieses 
Grundstück besteht und sich aus dem 
Vorkaufsrecht keine sonstigen Vorteile für 
sie ergeben (Az. 9 K 1598/20 E).

  Steuerliche Fragen bei Überlas-   
  sung von Fahrrädern und E-Bikes   
  mit Zubehör an Arbeitnehmer  

Für den Zeitraum vom 01.01.2019 bis 31.12. 
2030 werden vom Arbeitgeber zusätzlich 
zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn 
gewährte Vorteile für die Überlassung 
eines betrieblichen (Elektro-)Fahrrads an 
den Arbeitnehmer steuerfrei gestellt (§ 3 
Nr. 37 EStG). Die Steuerfreiheit hat die 
Sozialversicherungsfreiheit zur Folge. 
E-Bikes, bei denen es sich technisch um 
Kraftfahrzeuge handelt (weil der E-Motor 
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auch Geschwindigkeiten über 25 km/h 
unterstützt), können nicht steuerfrei 
überlassen werden. Die Steuerbefreiung 
nach § 3 Nr. 37 EStG gilt nur für zusätzlich 
zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn 
gewährte Vorteile (on-top). In der Praxis 
wird jedoch der Großteil der sog. Job- oder 
Firmenräder im Rahmen von Gehaltsum-
wandlungs-/Leasing-Modellen an Arbeit- 
nehmer überlassen. Bei den gängigen 
Leasing-Modellen least i. d. R. der Arbeit- 
geber das Firmenrad und überlässt es dem 
Arbeitnehmer im Rahmen einer Nutzungs-
vereinbarung mittels Gehaltsumwandlung. 
In diesem Fall ergibt sich ein monatlicher 
steuerpflichtiger geldwerter Vorteil in Höhe 
von 1 % der auf volle 100 Euro abgerunde-
ten geviertelten unverbindlichen Preis-
empfehlung (Brutto-UVP) des überlasse-
nen Firmenrads.

Im Rahmen der Leasingmodelle besteht 
häufig die Möglichkeit, fahrradtypisches 
Zubehör mitzuleasen bzw. gingen zu die- 
ser Frage zahlreiche Anrufungsauskünfte 
(§ 42e EStG) bei den Finanzämtern ein.  
Um eine einheitliche Rechtsauslegung 
sicherzustellen, hat sich die Finanzverwal-
tung in H 3.37 LStH 2024 zum steuerlichen 
Umgang von Fahrradzubehör geäußert. 
Danach gehören zum fahrradtypischen 
Zubehör alle unselbstständigen Einbau-
ten. Als steuerlich begünstigtes Zubehör 
stuft die Finanzverwaltung nur fest am 
Rahmen des Fahrrads oder anderen 
Fahrradteilen verbaute Zubehörteile, wie  
z. B. Fahrradständer, Gepäckträger, Schutz-
bleche, Klingel, Rückspiegel, Schlösser, 
Navigationsgeräte, andere angebaute 
Träger oder modellspezifische Halterungen 
ein. 

In H 3.37 LStH 2024 nennt die Finanzver-
waltung auch Beispiele für steuerlich nicht 
begünstigtes fahrradtypisches Zubehör. 
Hierzu zählt die Fahrerausrüstung (z. B. 
Helm, Handschuhe, Kleidung o. Ä.), in 
modellspezifische Halterungen einsetzba-
re Geräte (z. B. Smartphone, mobiles 
Navigationsgerät) oder andere Gegenstän-
de (z. B. Fahrradanhänger, Lenker?, 
Rahmen? oder Satteltaschen oder 

Fahrradkorb). Dieses steuerlich nicht 
begünstigte Fahrradzubehör muss vom 
Arbeitgeber nach § 8 Abs. 2 Satz 1 EStG 
gesondert bewertet werden und stellt beim 
Arbeitnehmer regelmäßig steuerpflichtigen 
Arbeitslohn dar.

  Spenden anlässlich Hochwasser-   
  hilfe sind steuerlich absetzbar  

In Teilen Süddeutschlands haben viele 
Menschen durch die heftigen Unwetter 
und die folgenden Überflutungen Schäden 
erlitten. Hilfsorganisationen sind überall 
dort zur Stelle, wo es Bedarf gibt. Wer 
ihnen mit einer Spende unter die Arme 
greifen möchte, kann davon steuerlich  
profitieren.

Bei Spenden an eine gemeinnützige 
Organisation von bis zu 300 Euro genügt 
dem Finanzamt ein einfacher Nachweis - 
zum Beispiel ein Kontoauszug oder ein 
Screenshot der Überweisung. Der Nach-
weis sollte den Namen und die Kontonum-
mer des Spenders und des Empfängers 
enthalten. Wer mehr als 300 Euro spenden 
möchte, braucht als Nachweis in der Regel 
eine Spendenbescheinigung, die die 
empfangende Organisation ausstellt. In 
Katastrophenfällen können Finanzbehör-
den diese Regelung aufweichen und auch 
bei höheren Zuwendungen den einfachen 
Nachweis akzeptieren. Voraussetzung ist, 
dass das Geld auf ein eigens für den 
jeweiligen Katastrophenfall eingerichtetes 
Sonderkonto geht. Steuerlich absetzbar 
sind nur Spendenbeträge bis zu einer 
Höhe von 20 Prozent der eigenen Jahres-
einkünfte.

Ein Beleg muss nicht direkt mitgesendet 
werden. Er sollte aber zur Hand sein, falls 
das Finanzamt danach fragt.

Hinweis
Seriöse Organisationen kann man zum 
Beispiel an dem Spendensiegel des 
Deutschen Zentralinstituts für soziale 
Fragen (DZI) erkennen.

Die Finanzämter in Baden-Württemberg 
wollen alle ihnen zur Verfügung stehenden 
steuerlichen Maßnahmen ausschöpfen, 
um den vom Hochwasser betroffenen 
Bürgern sowie Unternehmen entgegenzu-
kommen. Konkrete Erleichterungen sind  
z. B. angepasste steuerliche Vorauszah-
lungen oder die Stundung von fälligen 
Einkommen-, Körperschaft- oder Umsatz-
steuerbeträgen. In begründeten Fällen ist 
es außerdem möglich, dass Vollstreckun-
gen aufgeschoben werden, ohne dass 
dafür Säumniszuschläge gezahlt werden 
müssen. Alle Betroffenen können sich 
direkt an das jeweils zuständige Finanzamt 
wenden. 

Hinweis
Auch in weiteren von Hochwasser be- 
troffenen Bundesländern wie Bayern  
und Rheinland-Pfalz werden Sofort-
hilfen angeboten.

Deutschen Zentralinstituts für soziale 
Fragen (DZI), https://www.dzi.de/
spendenberatung/spenden-siegel/
liste-aller-spenden-siegel-organisationen-
a-z/

Katastrophenerlass zu den steuerlichen 
Maßnahmen, https://fm.baden-wuerttem-
berg.de/fileadmin/redaktion/m-fm/
intern/Dateien_Downloads/Steuern/ 
240604_Katastrophenerlass-BW.pdf
Soforthilfe Bayern, https://www.bayern.
de/bericht-aus-der-kabinettssitzung-vom-
4-juni-2024/?seite=2453
Soforthilfe Baden-Württemberg, https://
add.rlp.de/service/presse/detail/
finanzielle-unterstuetzung-nach-unwetter-
rund-um-pfingsten

  Genussrechtsausschüttungen als   
  Einkünfte aus nichtselbststän-   
  diger Arbeit oder Einkünfte aus   
  Kapitalvermögen  

Ein Genussrecht beteiligt Gläubiger an Un- 
ternehmensgewinnen, wobei der Gläubiger 
nicht über Eigentümerrechte verfügt. Aus- 
schüttungen aus nur den Führungskräften 
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angebotenen Genussrechten am Arbeitge-
ber sind nach Ansicht des Hessischen 
Finanzgerichts jedenfalls dann Arbeits-
lohn, wenn die mögliche Verzinsung des 
Genussrechtskapitals die marktübliche 
Rendite übersteigt.

Eine Qualifikation der Ausschüttungen als 
Einkünfte aus Kapitalvermögen folgt in 
diesem Fall auch nicht daraus, dass der 
Arbeitnehmer die Genussrechte aus eige- 
nem Vermögen erworben hat, ein effekti-
ves Verlustrisiko trägt und ihm die Aus- 
schüttungen auch bei krankheitsbeding-
tem Ausfall oder im Fall der Elternzeit im 
gesamten Geschäftsjahr zustehen (Az. 11 K 
1111/21).

  Gewinn aus der Veräußerung   
  zuvor im Rahmen eines Manage-   
  ment-Beteiligungsprogramms   
  erworbener Aktien als Arbeitslohn  

Ein Überschuss aus der Veräußerung zuvor 
im Rahmen eines Management-Beteili-
gungsprogramms erworbener Aktien kann 
unter Berücksichtigung aller Umstände des
Einzelfalls durch das Dienstverhältnis – 
und nicht etwa durch eine davon unabhän-
gige und eigenständige Sonderrechtsbe-
ziehung – veranlasst und damit eine Zuwen-
dung des Arbeitgebers sein. 

Das ist laut Finanzgericht Köln dann der 
Fall, wenn die Aktien verbilligt erworben 
wurden und besondere Umstände aus dem 
Arbeitsverhältnis Einfluss auf die Veräu-
ßerbarkeit und die Wertentwicklung der 
Aktien hatten. Im Streitfall war das zu be- 
jahen: Es bestand ein Anspruch auf Aus- 
schüttung in Form von Rückkäufen nach 
Unverfallbarkeit der Aktien und die Abhän- 
gigkeit der Höhe des Rückveräußerungs-
werts der Aktien vom Fortbestehen des 
Arbeitsverhältnisses (Az. 11 K 1493/16).

  Gewinnerzielungsabsicht bei   
  Betrieb einer Photovoltaik-Anlage   
  auf dem eigenen Haus  

Der Beurteilung, ob eine PV-Anlage mit 
Gewinnerzielungsabsicht betrieben wird, 

ist ein Prognosezeitraum von 20 Jahren 
zugrunde zu legen. Wenn die erzeugte 
Strommenge vom Kleinanlagenbetreiber 
nicht nachgewiesen wird, kann sie aus 
Vereinfachungsgründen unter Berücksich-
tigung einer durchschnittlichen Volllast-
stundenzahl von 1.000 kWh/kWp ge-
schätzt werden. Hinsichtlich des selbst 
verbrauchten Stroms kommt es zu einer 
mit dem Teilwert als Betriebseinnahme zu 
erfassenden Entnahme (§ 4 Abs. 1 Satz 1 
EStG und § 4 Abs. 1 Satz 2 EStG). Der 
Teilwert des selbst verbrauchten Stroms 
entspricht den für seine Erzeugung aufge- 
wandten Kosten (Anschaffungskosten der 
PV-Anlage und Betriebskosten, verteilt auf 
die in 20 Jahren zu erwartende Strompro-
duktion) und kann bei der Totalgewinner-
mittlungsprognose nicht etwa mit dem von 
der Finanzverwaltung in bestimmten Fällen 
aus Vereinfachungsgründen akzeptierten 
Pauschalwert von 0,20 Euro/kWh ange-
setzt werden. Bei der Totalgewinnermitt-
lungsprognose ist kein Restwert der PV- 
Anlage nach Ablauf der 20-jährigen 
Nutzungsdauer als Einnahme zu berück-
sichtigen.

Bei dem Betrieb einer PV-Anlage spricht der 
Beweis des ersten Anscheins zunächst dafür, 
dass sie in der Absicht der Gewinnerzie-
lung betrieben wird. Dieser Anscheinsbe-
weis wird aber bereits dadurch erschüttert, 
dass nach einer Totalgewinnprognose 
innerhalb eines Zeitraums von 20 Jahren 
kein Gewinn erzielt werden kann. Wenn 
der Steuerpflichtige die Verluste aus der 
PV-Anlage im Hinblick darauf hingenom-
men hat, dass der selbst erzeugte Strom 
finanziell deutlich günstiger ist als der von 
einem Stromanbieter bezogene, ist von 
persönlichen und außerhalb der steuer-
rechtlich relevanten Einkünftesphäre 
liegenden, gegen eine Einkünfteerzie-
lungsabsicht sprechenden Gründen für 
den Betrieb der PV-Anlage auszugehen. Im 
Streitfall vor dem Finanzgericht Baden-
Württemberg hat die Finanzbehörde die 
geltend gemachten Verluste aus Gewerbe-
betrieb mangels Einkünfteerzielungsab-
sicht des Klägers zutreffend nicht aner-
kannt (Az. 10 K 646/22).

  Verlagerung der Steuerschuld-   
  nerschaft – Anforderungen an die   
  Person des Leistungsempfängers  

Der Bundesfinanzhof hatte zu entschei-
den, ob eine Umkehr der Steuerschuldner-
schaft auf den Leistungsempfänger (§ 13b 
Abs. 5 Satz 1 i. V. m. §§ 13b Abs. 1, 3a Abs. 
2 UStG) voraussetzt, dass dem Leistungs-
empfänger eine gültige Umsatzsteuer-
Identifikationsnummer erteilt wurde und er 
diese dem Leistenden mitgeteilt hat oder 
ob der Nachweis der Unternehmereigen-
schaft des Leistungsempfängers auch auf 
andere Weise als durch dessen Umsatz-
steuer-Identifikationsnummer erbracht 
werden kann (Az. V R 20/21).

Fraglich war hier, welche Anforderungen 
ein im übrigen Gemeinschaftsgebiet 
ansässiger Unternehmer, der im Inland 
sonstige Leistungen nach § 3a Abs. 2 oder 
Abs. 5 UStG an Unternehmer und Nichtun-
ternehmer erbringt, zu erfüllen hat, damit 
er von einer Steuerschuldnerschaft seiner 
unternehmerischen Leistungsempfänger 
nach § 13b UStG ausgehen kann.

Für die Verlagerung der Steuerschuldner-
schaft (§ 13b Abs. 5 Satz 1 Halbsatz 1 UStG) 
komme es nicht auf die Verwendung einer 
gültigen Umsatzsteuer-Identifikationsnum-
mer durch den Leistungsempfänger an. Die 
Verlagerung der Steuerschuldnerschaft 
vom leistenden Unternehmer auf den 
Leistungsempfänger wirke zu Gunsten des 
leistenden Unternehmers und führe zu 
einer den leistenden Unternehmer hin- 
sichtlich der Voraussetzungen des § 13b 
Abs. 5 Satz 1 Halbsatz 1, Abs. 1 UStG 
treffenden Feststellungslast. Eine Ent-
scheidung auf Grundlage der Feststel-
lungslast könne im finanzgerichtlichen 
Verfahren erst im Falle einer Unaufklärbar-
keit des Sachverhalts getroffen werden.
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lich mit uns Kontakt aufzunehmen.

  Drohnenbefliegung eines Wohn-   
  grundstücks zur Beitragserhe-   
  bung ist rechtswidrig  

Der Bayerische Verwaltungsgerichtshof 
entschied, dass die geplante Drohnenbe-
fliegung eines Wohngrundstücks zur 
Ermittlung der Geschossfläche rechtswid-
rig ist (Az. 4 CE 23.2267).

Die Stadt Neumarkt-Sankt Veit plante ur- 
sprünglich für Oktober 2023 eine Drohnen-
befliegung verschiedener Wohngrundstü-
cke, um die Geschossfläche der dort vor- 
handenen Gebäude zu bestimmen. Die da- 
durch erlangten Daten sollten zur Berech-
nung des sog. Herstellungsbeitrags dienen, 
der für den Anschluss von Grundstücken 
an die gemeindliche Abwasserentsorgung 
erhoben wird. Nachdem der Antragsteller, 
dem ein Wohngrundstück im Stadtgebiet 
gehört, über die geplante Drohnenbeflie-
gung informiert worden war, wandte er 
sich an das Verwaltungsgericht München, 
das seinem Eilantrag stattgab. Gegen diesen 
Beschluss legte die Stadt Beschwerde zum 
Bayerischen Verwaltungsgerichtshof ein.

  Gesetz über künstliche   
  Intelligenz (KI): Rat der EU  

Am 21.05.2024 hat der Rat der EU das sog. 
Gesetz über künstliche Intelligenz verab- 
schiedet. Die Gesetzgebung folgt einem 
„risikobasierten“ Ansatz, was bedeutet, 
dass die Regeln umso strenger sind, je hö- 
her das Risiko ist, der Gesellschaft Schaden 
zuzufügen. 

Das neue Gesetz zielt darauf ab, die Entwick-
lung und Einführung sicherer und vertrau-
enswürdiger KI-Systeme im gesamten EU- 
Binnenmarkt sowohl durch private als auch 
öffentliche Akteure zu fördern. Gleichzeitig 
soll die Achtung der Grundrechte der EU- 
Bürger sichergestellt und Investitionen und 
Innovationen im Bereich der künstlichen 
Intelligenz in Europa gefördert werden. Das 
KI-Gesetz gilt nur für Bereiche des EU-Rechts 
und sieht Ausnahmen etwa für Systeme vor, 
die ausschließlich für Militär- und Verteidi- 
gungszwecke sowie für Forschungszwecke 
genutzt werden.

Damit gelten Steuerbescheide und andere 
Verwaltungsakte als am vierten Tag nach 
deren Aufgabe zur Post als bekannt 
gegeben, statt wie bisher nach drei Tagen; 
beim elektronischen Abruf von Bescheid-
daten entsprechend vier Tage nach Bereit- 
stellung der Daten.

Die verlängerten Laufzeitvorgaben führen 
auch zu Anpassungen bei der Fristberech-
nung. In seiner Stellungnahme S 07/24 
hatte sich der Deutsche Steuerberaterver-
band e.V. (DStV) an den Gesetzgeber 
gewandt und dafür eingesetzt, die Frist 
nicht am Wochenende enden zu lassen. Im 
Wirtschaftsausschuss des Bundestages 
wurde daraufhin nachgebessert (BT-Drs. 
20/11817) und eine Bekanntgabe von 
Steuerbescheiden an Samstagen abge-
wendet. Das Gesetz muss jetzt noch den 
Bundesrat passieren.

  Regeln zur europäischen digitalen   
  Identität in Kraft: Digitale Brief-   
  tasche kommt 2026  

Die Vorschriften zur Einführung einer 
europäischen digitalen Identität sind am 
20.05.2024 in Kraft getreten. Sie sollen 
den Weg dafür ebnen, dass alle Bürger der 
EU ab 2026 die europäische digitale 
Brieftasche nutzen können. Diese soll aus 
einer mobilen App bestehen, die in jedem 
Mitgliedstaat ausgegeben wird. Sie soll es 
den EU-Bürgern und -Einwohnern ermögli-
chen, sich online in voller Sicherheit 
auszuweisen und auf öffentliche und priva-
te Online-Dienste in ganz Europa zuzugrei-
fen.

  Jahressteuergesetz 2024 vom   
  Bundeskabinett beschlossen  

Das Bundeskabinett hat am den Entwurf 
eines Jahressteuergesetzes (JStG 2024) 
beschlossen. Es sieht wesentliche 
Maßnahmen vor, um z. B. den Abbau von 
Bürokratie voranzutreiben oder die 
Digitalisierung zu beschleunigen und 
ändert mit etwa 130 Einzelmaßnahmen 
eine Vielzahl von Gesetzen quer durch das 
Steuerrecht. Da die Gesetzgebungsverfah-
ren in der letzten Zeit gezeigt haben, dass 
Verschiebungen oftmals vorkommen, kann 
bisher noch keine definitive Aussage zum 
weiteren Zeitplan getroffen werden (vgl.  
Bundesfinanzministerium, Mitteilung vom 
05.06.2024).

  Bekanntgabe von Steuerbeschei-   
  den an Samstagen abgewendet  

Mit dem im Bundestag am 13.06.2024 
beschlossenen Postrechtsmodernisie-
rungsgesetz wurde das Postrecht moderni-
siert und unter anderem auch die Laufzeit-
vorgaben für die Zustellung von Briefen 
durch für die Postdienstleister verlängert. 
Um die Vermutungsregelungen für die 
Bekanntgabe von Verwaltungsakten an die 
verlängerten Laufzeitvorgaben anzupas-
sen, wird die bisher vorgesehene Dreita-
gesfrist in eine Viertagesfrist verändert. 
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  wpg@dornbach.de · www.dornbach.de 

WEITERE INFORMATIONEN

Detaillierte Informationen zum Veranstaltungsort, Ablauf 
und zur Anmeldung finden Sie auf unserer Homepage 
www.dornbach.de unter Events oder Sie wenden sich 
direkt an Frau Lydia Schmidt, Leiterin Marketing & Öffent-
lichkeitsarbeit:
Telefon: +49 261 94 31 - 0
Mail:   lschmidt@dornbach.de

STANDORTE

Bad Homburg / FFM · Bergisch Gladbach · Bergisch 
Gladbach / NL von Köln · Berlin · Bonn · Darmstadt · 
Dessau-Roßlau · Flughafen FF / Hahn · Frankfurt am Main · 
Hamburg · Koblenz · Köln · Lutherstadt Wittenberg ·  
Mainz · München · Pforzheim · Pirna · Saarbrücken · 
Solingen · Wetzlar

  Kennen Sie schon unsere MEDIATHEK auf unserer Homepage?  

Unser monatliches DORNBACH-Update, Newsletter, Presseartikel, Beiträge unserer Experten in Fachbüchern, Interviews und andere Pub-
likationen – in der DORNBACH Mediathek finden Sie Wissenswertes und Interessantes aus der Welt der Wirtschaft, der Steuern und des 
Rechts. Zusätzlich finden Sie hier hilfreiche Formularvorlagen zum Beispiel aus dem Bereich der Lohn- und Gehaltsabrechnung sowie die 
Finanzbuchhaltung. 

Wir freuen uns auf Ihren Besuch! Einfach QR-Code über Ihre Kamera einscannen und unsere Expertise kostenfrei abrufen:


